
D 
er lnternetkonzern Meta hat 
angekündigt, in der EU keine 
politische Werbung mehr zu­
zulassen. Qf[iziell beruft sich 

das Unternehmen auf neue europäische 
Transparenzvorgaben. Diese sollen si­
cherstellen, dass politische Anzeigen 
nachvollziehbar, überprüfbar und fair ge­
schaltet werden. 

Ja, Digitalisierung birgt Risiken 
Regulierung aber auch 

ren führt schnell zu Überreaktionen. Ent­
scheidend ist, Risiken nach Wahrschein­
lichkeit und Schwere zu bewerten. Nicht 
jede hypothetische Gefahr verdient eine 
sofortige Regulierung. 
■ 3. Regulierungsfolgenkosten ernst 
nehmen: Jede Regulierung kostet - sei es 
Innovation, Marktzugang, Bürokratie 
oder demokratische Offenheit. Diese 
Kosten gehören in jede Bewertung. Des­
halb sollten auch für Digitalregeln stan­
dardisierte Kosten-Nutzen-Analysen ein­
geführt werden. 

Die Maßnahme klingt nach einem Sieg 
für Demokratie und Datenschutz. Doch 
der Rückzug von Meta zeigt auch ein an­
deres Risiko: Wenn wichtige Plattformen 
aus Angst vor Reglllierung ganze Kommu­
nikationskanäle schließen, werden demo­
kratische Prozesse ärmer, nicht .reicher. 
Denn über soziale Netzwerke konnten 
politische Parteien bislang auch jene Men­
schen erreichen, die sich sonst kaum für 
Politik interessieren oder klassische Me­
dien meiden. Gerade kleinere Parteien 
profitierten davon. 
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Wenn dieser Kanal nun versiegt, wir~ 
es schwerer, politisch Desinteressierte zu 
erreichen. Hierdurch wächst die Spaltung 
zwischen politisch Engagierten und je­
nen, die außen vor bleiben: Das Risiko, 
das vermieden werden sollte, Manipula­
tion, bleibt hypothetisch. Das Risiko, das 
nun real wird, trifft uns konkret - ein Ver­
lust an demokratischer Vermittlung. 

Meta ist kein Einzelfall. Er steht für ein 
breiteres Muster in der europäischen Digi­
talpolitik: Wir betrachten Risiken zu oft 
eindimensional. In öffentlichen Debatten 
und Regulierungsprozessen werden be­
stimmte Gefahren überbetont - andere, 
ebenso relevante, aber weniger offensicht­
liche, geraten aus dem Blick. Es geht also 
nicht darum, Risiken zu leugnen. Sondern 
darum, sie zum entscheidenden Zeitpunkt 
vollständig zu sehen - mitsamt den Neben­
wirkungen unserer Versuche, Abhilfe zu 
schaffen. Denn manchmal entsteht das 
größere Risiko nicht durch Technik, son­
dern durch den Versuch, sie zu zähmen. 

■ Beispiel 1: Datenschutz - Schutzgut 
oder Wachstumsbremse? Datenschutz gilt 
zu Recht als europäische Errungenschaft. 
Doch die Praxis zeigt, dass seine Ausle­
gung oft zu pauschal erfolgt. Die Grund­
idee der .Datensparsamkeit" - also so we­
nige personenbezogene Daten wie mög­
lich zu verarbeiten - ist in sensiblen 
Bereichen wie Gesundheit oder Biometrie 
unverzichtbar. Aber im Falle harmloser 
Präferenzdaten, etwa zur Nutzung von 
Musikdiensten, führt sie zu übertriebener 
Vorsicht. Unternehmen, die Daten für in­
novative Angebote oder datenbasierte Ge­
schäftsmodelle nutzen wollen, stoßen hier 
auf Hürden. Und dies oft nicht, weil die 
DSGVO es ausdrücklich verbietet, son­
dern weil Unsicherheit herrscht, nach dem 
Motto: Lieber gar keine Datenverarbei­
tung, als später Arger mit Aufsichtsbehör­
den. Viele digitale Produkte entstehen so · 
erst gar nicht. Das schützt Persönlichkeits­
rechte. Aber es kostet Wohlstand, lnnova­
tionskraft und im Ergebnis auch gesell­
schaftliche Teilhabe. 

Zweifel gibt es koordinierte Kampagnen, 
und Falschinformationen können Scha­
den anrichten. Aber die Forschung zeigt: 
1hr Einfluss auf das Wahlverhalten und 
die politische Meinungsbildung ist meist 
begrenzt und stark kontextabhängig. 
Gleichzeitig gibt es Nebenwirkungen, 
über die kaum gesprochen wird. Alarmis­
tische Warnungen vor Desinformation 
können· das Vertrauen in Medien und 
Politik insgesamt schwächen. Menschen 
werden misstrauischer gegenüber Nach­
richten, Behörden und Journalismus. 
Paradoxerweise kann also gerade der, 
Kampf gegen Falschinformation das Ver­
trauen in die demokratische Öffentlich­
keit untergraben, dass er eigentlich 
schützen soll. 

■ Beispiel 2: Desinformation - unter­
schätzte Nebenwirkungen des Alarmis­
mus: Auch in der Debatte über Desinfor­
mation zeigt sich diese Schieflage. Kaum 
ein Thema wurde so intensiv diskutiert 
wie die vermeintlich allmächtige Wir­
kung falscher Nachrichten im Netz. Ohne 

■ Beispiel 3: Regulierung selbst kann 
riskant sein. Jede Regulierung hat 
Nebenwirkungen. Sie kann Innovation 
ausbremsen, Freiheitsrechte beschnei­
den oder bestehende Ungleichheiten 
verstärken. Das ist kein Plädoyer 
gegen Regulierung, wohl aber 
für mehr Nüchternheit in ihrer 
Gestaltung. Risiken entstehen 
nicht nur durch neue Tech­
nik, sondern auch durch ihre 
Nichtnutzung oder Überregulie­
rung. Wenn Europa Technik aus 
Angst zu spät oder zu zögerlich 
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nutzt, verpasst es Lernprozesse, Inno­
vationszyklen und Wertschöpfung. Das 
gilt für die Datenwirtschaft ebenso wie 
für die Künstliche Intelligenz. Gesell­
schaften, die technische Entwicklungen 
dauerhaft bremsen, werden irgendwann 
nicht mehr in der Lage sein, die Regeln 
mitzugestalten, nach denen andere 
handeln. 
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Die Beispiele zeigen: Die Debatte über 
digitale Risiken ist selektiv, selbst wenn 
im Vorfeld vielleicht einmal breiter dis­
kutiert wurde. Wir sprechen viel über 
hypothetische Gefahren, aber wenig über 
die realen Kosten unserer angemahnten 
Vorsicht. Ein nachhaltiger Umgang mit 
digitalem Wandel erfordert, Risiken nicht 
isoliert, sondern im Zusammenhang zu 
betrachten, also: Welche Chancen verge­
ben wir durch übermäßige Vorsicht und 
Zurückhaltung? Welche unbeabsichtig­
ten Nebenwirkungen entstehen durch 
Regulierung? Und welche Gefahren dro­
hen, wenn wir Innovation bremsen, bevor 
wir ihre Wirkung wirklich verstehen? 

Vier Ansätze könnten helfen, Regulie­
rung und öffentliche Debatten ausge­

wogener zu gestalten: 

■ 1. Risikomapping statt Einzel-
fallfokus: Jede politische Maß­
nahme sollte nicht nur spezifi­
sche, unmittelbar mit ihrer Um­
setzung verbundene Risiken 

berücksichtigen, sondern auch 
potentielle Folgerisiken oder un-

beabsichtigte Nebenwirkungen. Solche 
umfassenden Risikoportfolios könnten 
künftig Bestandteil verbindlicher Regu­
lierungsfolgenabschätzungen werden. 
■ 2. Ein Gefahrenkatalog ist nicht ge­
nug: Eine bloße Liste möglicher Gefah-
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■ 4. Regelmäßige Prämissenprüfung: 
Viele Eingriffe beruhen auf Annahmen, 
die sich später als falsch herausstellen. 
Deshalb sollten die zentralen Prämissen , 
etwa zur Wirksamkeit von Plattformre­
geln oder Datenschutzmechanismen, re­
gelmäßig überprüft werden. Was sich als 
unbegründet erweist , muss angepasst 
werden. 
Fazit: Digitalisierung bringt Risiken - das 
bestreitet niemand. Aber sie bringt auch 
enorme Chancen für Information, Teilha­
be und Wohlstand. Eine aufgeklärte Ge­
sellschaft braucht Mut zur Balance: 
Schutz, wo nötig, Offenheit, wo möglich , 
und Lernfähigkeit, wenn sich Annahmen 
ändern . Vielleicht ist das die wichtigste 
Lehre aus dem Meta-Fall: Nicht jede Vor­
s_icht ist vernünftig, und nicht jede Regu­
lierung schützt. Wer Risiken wirklich 
ernst nimmt, muss alle sehen - auch die 
die aus Angst entstehen . ' 
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